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Artikel 5
Verfahren zur Unterzeichnung des Abkommens 

und für den Erwerb der Mitgliedschaft
1. Dieses Abkommen liegt vom 1. September 1985 bis 1. Sep­

tember 1986 in Genf zur Unterzeichnung für alle Staa­
ten auf, die entweder Mitglied der Wirtschaftskommis­
sion der Vereinten Nationen für Europa sind, oder in 
Übereinstimmung mit Absatz 8 der Satzung der Kom­
mission in beratender Eigenschaft in die Kommission 
aufgenommen sind.

2. Diese Staaten können Vertragspartner des Abkommens 
werden durch
(a) Unterzeichnung mit nachfolgender Ratifikation, An­

nahme oder Bestätigung; oder
(b) Beitritt.

3. Ratifikation, Annahme, Bestätigung oder Beitritt erfol­
gen durch Hinterlegung einer ordnungsgemäßen Urkunde 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.

Artikel 6 
Inkrafttreten des Abkommens

1. Dieses Abkommen tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt in 
Kraft, zu dem die Regierungen von acht Staaten eine 
Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- oder Beitritts­
urkunde hinterlegt haben, vorausgesetzt, daß eine oder 
mehrere Strecken des internationalen E-Streckennetzes 
der Eisenbahn die Hoheitsgebiete von mindestens vier 
Staaten, die eine solche Urkunde hinterlegt haben, durch­
gehend verbinden. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, tritt 
das Abkommen 90 Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
an dem die Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs­
oder Beitrittsurkunde hinterlegt wurde, durch die die 
genannte Bedingung erfüllt wird.

2. Für jeden Staat, der eine Ratifikations-, Annahme-, Be­
stätigungs- oder Beitrittsurkunde nach dem Zeitpunkt 
hinterlegt, mit dem die in Absatz 1 dieses Artikels ge­
nannte Frist von 90 Tagen beginnt, tritt das Abkommen 
90 Tage nach Hinterlegung der Urkunde in Kraft.

Artikel 7
Grenzen der Anwendung dieses Abkommens

Keine Bestimmung dieses Abkommens ist so auszulegen, 
als hindere sie einen Vertragspartner daran, die mit der 
Charta der Vereinten Nationen übereinstimmenden und auf 
das jeweils Erforderliche beschränkten Maßnahmen zu tref­
fen, die nach seiner Auffassung für seine äußere oder innere 
Sicherheit notwendig sind. Solche Maßnahmen, die zeitwei­
ligen Charakter tragen müssen, werden dem Depositar un­
verzüglich mitgeteilt und näher erklärt.

Artikel 8 
Beilegung von Streitigkeiten

1. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragspart­
nern über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab­
kommens, welche die Stfeitparteien nicht durch Ver­
handlungen oder auf anderem Weg beilegen können, 
wird auf Antrag eines an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragspartners einem Schiedsverfahren unterworfen 
und zu diesem Zweck einem oder mehreren Schieds­
richtern unterbreitet, die von den Streitparteien in ge­
genseitigem Einvernehmen ausgewählt werden. Kön­
nen sich die Streitparteien binnen drei Monaten nach 
dem Tag, an dem das Schiedsverfahren beantragt wurde, 
nicht auf den oder die Schiedsrichter einigen, so kann 
jede dieser Parteien den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ersuchen, einen einzigen Schiedsrichter zu er­
nennen, dem die Streitigkeit zur Entscheidung unterbrei­
tet wird. '

2. Die Entscheidung des oder der nach Absatz 1 ernannten 
Schiedsrichter ist für die an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragspartner verbindlich.

- - Artikel 9

Erklärung zu Artikel 8

Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung dieses Abkom­
mens oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, An­
nahme-, Bestätigungs- oder Beitrittsurkunde erklären, daß 
er sich durch Artikel 8 dieses Abkommens nicht als gebun­
den betrachtet.

Artikel 10
Verfahren zur Änderung des Haupttextes

1. Der Hauptteil dieses Abkommens kann durch eines der 
in diesem Artikel genannten Verfahren geändert wer­
den.

2. (a) Auf Antrag eines Vertragspartners wird jede von
ihm zum Hauptteil dieses Abkommens vorgesqhla- 
gene Änderung in der Arbeitsgruppe Eisenbahn­
transport der Wirtschaftskommission für Europa ge­
prüft.

(b) Wird die Änderung von einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
der anwesenden und abstimmenden Mitglieder an­
genommen, und schließt eine solche Mehrheit eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden und abstim­
menden Vertragspartner ein, wird die Änderung 
vom Generalsekretär allen Vertragspartnern zur 
Annahme übermittelt.

(c) Wird die Änderung von zwei Dritteln der Vertrags­
partner angenommen, benachrichtigt der Generalse­
kretär alle Vertragspartner, und die Änderung tritt 
12 Monate nach dem Datum dieser Benachrichtigung 
in Kraft. Die Änderung tritt für alle Vertragspart­
ner in Kraft, ausgenommen diejenigen, die vor ih­
rem Inkrafttreten erklärt haben, daß sie die Ände­
rung nicht annehmen.

3. Auf Antrag mindestens eines Drittels der Vertragspart­
ner wird vom Generalsekretär eine Konferenz einberu­
fen, zu der die in Artikel 5 genannten Staaten eingeladen 
werden. Hinsichtlich jeder Änderung, die einer solchen 
Konferenz zur Behandlung vorgelegt wird, wird das in 
Absatz 2, Buchstaben (a) und (b), dieses Artikels ge­
nannte Verfahren angewendet.

Artikel 11
\ Verfahren zur Änderung von Anlage I

1. Die Anlage I zu diesem Abkommen kann durch das in 
diesem Artikel vorgesehene Verfahren geändert werden.

2. Auf Antrag eines Vertragspartners wird jede von ihm 
zur Anlage I dieses Abkommens vorgeschlagene Ände­
rung in der Arbeitsgruppe Eisenbahntransport der Wirt­
schaftskommission für Europa geprüft.

3. Wird die Änderung von der Mehrheit der anwesenden 
und abstimmenden Mitglieder angenommen, und um­
faßt diese Mehrheit die Mehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertragspartner, so teilt der Generalse­
kretär die Änderung den zuständigen Organen der un­
mittelbar betroffenen Vertragspartner mit. Als unmittel­
bar betroffene Vertragspartner gelten:
(a) im Falle der Aufnahme einer neuen Hauptstrecke 

oder der Veränderung einer bestehenden Haupt­
strecke jeder Vertragspartner, durch dessen Hoheits­
gebiet diese Strecke führt;

(b) im Falle der Aufnahme einer neuen Ergänzungs­
strecke oder der Änderung einer bestehenden Er­
gänzungsstrecke jeder an das die Änderung bean­
tragende Land angrenzende Vertragspartner, durch 
dessen Hoheitsgebiet die internationalen Hauptstrek- 
ken oder Strecken, mit denen die neuen oder zu 
ändernden Ergänzungsstrecken verbunden sind, ver­
laufen. Zwei Vertragspartner, auf deren jeweiligen 
Hoheitsgebiet sich die Endpunkte einer vorgeschla­
genen Fährverbindung auf einer Hauptstrecke oder 
auf oben beschriebenen Strecken befinden, gelten 
im Sinne dieses Abkommens ebenfalls als angren­
zend.


